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Im Anbetracht der fortschreitenden demographischen Entwicklung ist die Ausbildung von 

geeigneten Mitarbeitern und die anschließende Übernahme des Auszubildenden in ein 
Arbeitsverhältnis ein wichtiges Werkzeug für eine ausgewogene Personalpolitik. Wird jedoch 

über Bedarf ausgebildet oder soll der Auszubildende aus anderweitigen Gründen nicht in ein 
Arbeitsverhältnis übernommen werden, dann stellt sich immer wieder die Frage, wann 

genau das Ausbildungsverhältnis endet. Denn die Antwort auf die Frage, hat unmittelbare 

Auswirkungen darauf ob u.U. eine ungewollte Übernahme des Auszubildenden nach § 24 
BBiG entstehen kann.  

1 Das Ende des Ausbildungsverhältnisses 

1.1 Ende des Ausbildungsverhältnisses durch Zeitablauf 

Das Berufsausbildungsverhältnis endet grundsätzlich nach § 21 Abs. 1 Satz 1 BBiG mit Ablauf 

der Ausbildungszeit, für die es eingegangen ist.  

Wird die Prüfung durch den Auszubildenden erst durch nach dem Ablauf der vertraglich 

fixierten Ausbildungszeit abgelegt, verlängert sich das Ausbildungsverhältnis nicht 

automatisch, sondern sie endet in der Regel zu diesem Zeitpunkt. Allerdings hat das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) mit Urteil vom 30.10.2009 (Az.: 3 AZR 427/07) entschieden, dass 

das Ausbildungsverhältnis ausnahmsweise fortgesetzt und kein neues Arbeitsverhältnis 
begründet wird, wenn der ausbildende Betrieb den Auszubildenden in der Zeit zwischen 

dem arbeitsvertraglichen Ende der Ausbildung einerseits und der tatsächlich bestandenen 
Prüfung andererseits vom ausbildenden Betrieb auf dem bisherigen Ausbildungsplatz 

beschäftigt wird, ohne dass das Prüfungsergebnis bekannt ist. Ob der Auszubildende 

darüber hinaus vom Arbeitgeber die Verlängerung des Ausbildungsverhältnisses bis zur 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses verlangen kann, hat das BAG bislang noch nicht 

entschieden. Diese Frage kann somit noch nicht abschließend geklärt werden kann.    

1.2 Nichtbestehen der Abschlussprüfung 

Besteht der Auszubildende die Abschlussprüfung nicht, so endet das Ausbildungsverhältnis 

eigentlich mit dem Ablauf der vertraglichen Ausbildungszeit. Auf Verlangen des 

Auszubildenden verlängert sich diese Zeit jedoch gemäß § 21 Abs. 3 BBiG bis zur 
nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens aber um ein Jahr. Dieser Anspruch des 

Auszubildenden entsteht mit Kenntnis vom Nichtbestehen der Prüfung. Das BAG sieht in 
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zeitlicher Hinsicht diesen Anspruch des Auszubildenden bis zum Ablauf der Ausbildungszeit 

als gegeben an. Ein nach diesem Zeitpunkt geltend gemachtes Verlängerungsverlangen muss 
aber unverzüglich erklärt werden. 

1.3 Ende der Ausbildungszeit durch Bestehen der 
Abschlussprüfung 

Besteht der Auszubildende vor Ablauf der zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
eingegangenen Ausbildungszeit die Abschlussprüfung, so endet das 

Berufsausbildungsverhältnis mit Bekanntgabe des Ergebnisses durch den Prüfungsausschuss 

(§ 21 Abs. 2 BBiG). 

Deshalb ist zu klären, wann dem Auszubildenden das Bestehen der Prüfung bekannt 

gegeben wird. Hierzu liefert  § 26 Abs. 2 der Mustergesellenprüfungsordnung (Muster-GPO) 
wichtige Hinweise. Nach § 26 Abs. 2 GPO soll dem Prüfling unmittelbar nach Feststellung des 

Gesamtergebnisses der Prüfung mitgeteilt werden, ob er die Prüfung „bestanden“ oder 

„nicht bestanden“ hat. Sind Bestehenstermin und Bekanntgabetermin der Prüfung identisch, 
endet das Berufsausbildungsverhältnis mit der bestandenen Gesellenprüfung. Kann diese 

Feststellung nicht am Tag der letzten Prüfungsleistung getroffen werden, so hat sie der 
Prüfungsausschuss aber unverzüglich zu treffen und dem Prüfling mitteilen. Wird das 

Prüfungsergebnis erst zu einem späteren Zeitpunkt bekanntgegeben, endet das 
Berufsausbildungsverhältnis auch erst mit dieser späteren Bekanntgabe, also konkret mit 

dem Zugang der Mitteilung beim Auszubildenden.  

Der Prüfungsausschuss ist aber nicht berechtigt, denn Bekanntgabetermin beliebig zu 
verzögern. Es muss schon ein dringender Grund vorliegen, der es dem Prüfungsausschuss 

faktisch unmöglich macht, den Feststellungs- und Bestehenstermin sowie die Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses am letzten Prüfungstag des Auszubildenden zu terminieren. Der 

Prüfungsausschuss muss dann also unverzüglich tätig werden.  

Zudem sind nach § 26 Abs. 2 GPO dem ausbildenden Betrieb auf Verlangen die Ergebnisse 
der Zwischen- und Gesellenprüfung des Lehrlings zu übermitteln (vgl. auch § 31 Abs. 2 

HWO).   
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2 Die Gefahr der ungewollten Übernahme eines 
Auszubildenden nach § 24 BBiG 

Nachfolgend soll geklärt werden, wann für Arbeitgeber bei einer Weiterbeschäftigung eines 
Auszubildenden nach der Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse die Gefahr besteht, dass ein 

unbefristetes Arbeitsverhältnis entsteht. 

2.1 Grundsatz: Kein Anspruch auf Übernahme in ein 
Arbeitsverhältnis 

Hat das Berufsausbildungsverhältnis durch den Ablauf der Ausbildungszeit oder durch das 
Bestehen der Abschlussprüfung sein Ende gefunden, so sind die Ausbildungsparteien 

grundsätzlich nicht verpflichtet, ein Arbeitsverhältnis zu begründen. Eine wichtige Ausnahme 
hiervon stellt aber § 78a Abs. 2 BetrVG dar, wonach ein Auszubildender als Mitglied des 

Betriebsrats oder einer Jugend- und Auszubildendenvertretung den Anspruch auf die 

Übernahme in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis hat. Dessen Entstehen kann der 
Arbeitgeber nur durch eine gerichtliche Klärung verhindern.  

2.2 Ausnahme 1: Arbeits- oder tarifvertragliche 
Übernahmeverpflichtung 

Im Einzelfall kann sich in seltenen Fällen aus dem Arbeitsvertrag oder dem Tarifvertrag die 
Verpflichtung ergeben, ein Arbeitsverhältnis mit dem Auszubildenden nach dessen 

bestandener Abschlussprüfung einzugehen. So sind in einigen Tarifverträgen des Kfz-

Gewerbes Regelungen anzutreffen, wonach der Arbeitgeber mit den (ehemaligen) 
Auszubildenden unter gewissen Voraussetzungen ein befristetes Arbeitsverhältnis eingehen 

muss. 

2.3 Ausnahme 2: Übernahmeverpflichtung bei Weiterarbeit 
nach Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse 

Die Gefahr, dass ein Auszubildender gegen den Willen des ausbildenden Betriebes in ein 

unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen werden muss besteht dann, wenn er nach 

Ausbildungsende weiterbeschäftigt wird. Denn § 24 BBiG regelt, dass ein Arbeitsverhältnis 
auf unbestimmte Zeit als begründet gilt, wenn der Auszubildende nach Beendigung des 
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Ausbildungsverhältnisses weiterarbeitet, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart 

wurde. 

Die Gefahr der Übernahme in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis besteht somit immer dann, 

wenn ein Auszubildender nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses beim bisherigen 
Arbeitgeber weiterarbeitet.  

2.3.1 Voraussetzungen für das Entstehen des Anspruchs 

Mit der Vorschrift des § 24 BBiG wollte der Gesetzgeber Klarheit für den Fall schaffen, dass 
Auszubildende im Ausbildungsbetrieb nach der Beendigung ihres Ausbildungsverhältnisses in 

einer der Ausbildung entsprechenden oder in einer anderen Tätigkeit beschäftigt werden, 
ohne das hierüber ausdrücklich etwas besprochen worden ist.  

Zwingende Voraussetzung für das Eintreten der gesetzlichen Fiktion ist also, dass der 

Auszubildende nach dem Ende des Berufsausbildungsverhältnisses tatsächlich beschäftigt 
wird. 

Zunächst setzt es also voraus, dass der Auszubildende am Arbeitsplatz erscheint und auf 
Weisung oder mit Wissen und Wollen des Ausbildenden im Betrieb tätig wird. Den 

„Beschäftigen“ setzt nach seinem Wortlaut voraus, dass einer der Beteiligten die Dienste des 
Anderen entgegennehmen und der Andere auch tätig sein möchte.  

Darüber hinaus muss die Beschäftigung im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis erfolgen. 

Nicht abschließend durch das BAG geklärt ist, “was im Anschluss an das 
Ausbildungsverhältnis“ bedeutet. Nach herrschender Ansicht in der instanzgerichtlichen 

Rechtsprechung und der Literatur soll aber auch schon ein einziger Arbeitstag 
Unterbrechung, dass Entstehen des gesetzlichen Arbeitsverhältnisses verhindern. Es ist aber 

unbedingte Voraussetzung, dass das Ausbildungsverhältnis entsprechend der Ziff. I beendet 

ist – also die Prüfungsergebnisse bekanntgegeben worden sind.  

Darüber hinaus bilden aber die subjektiven Voraussetzungen das Kernproblem des 

Entstehens eines Arbeitsverhältnisses nach § 24 BBiG. Seit einer aktuellen BAG-Entscheidung 
aus dem Jahr 2018 (Urteil vom 20.03.2018; Az.: 9 AZR 479/17) ist nun eindeutig geklärt, dass 

das Arbeitsverhältnis unabhängig vom Willen der Parteien entsteht. Allerdings ist das Wissen 

des Arbeitsgebers erforderlich, dass der ehemalige Auszubildende seiner Beschäftigung 
weiter nachgeht. Die Bestimmung des § 24 BBiG verlangt also nicht lediglich eine 
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Arbeitsleistung des vormaligen Auszubildenden, sondern zudem auch eine Handlung des 

ausbildenden Betriebs (z.B. Weisungen gewisse Arbeiten zu erledigen; vgl. BAG a.a.O.). 

Ein reines Weiterarbeiten des Auszubildenden, ohne das es ein Vertretungsbefugter des 

Arbeitgebers weiß, kann also keinen Weiterbeschäftigungsanspruch nach § 24 BBiG 
auslösen. 

2.3.2 Widerspruchsrecht 

Ein viel größeres Problem stellt die Frage dar, ob der Arbeitgeber auch Kenntnis von der 
Beendigung des Ausbildungsverhältnisses haben muss. Denn die Beendigung des 

Berufsausbildungsverhältnisses ist für den auszubildenden Betrieb nicht immer ohne 
weiteres ersichtlich (vgl. auch hier Ziff. I). Insoweit hat der ausbildende Betrieb nämlich nicht 

immer Kenntnis davon, dass dem Auszubildenden die Prüfungsergebnisse bekanntgegeben 

wurden. Das BAG hat diese Rechtsfrage mittlerweile aber entschieden und in der oben 
genannten Entscheidung ausdrücklich formuliert, dass die Kenntnis des Ausbildenden auch 

die Tatsache umfassen muss, dass das Ausbildungsverhältnis beendet ist.  

Nach den Feststellungen des BAG muss der  ausbildende Betrieb für den Anspruch des § 24 

BBiG somit die Kenntnis vom erfolgreichen Bestehen der Abschlussprüfung haben, wenn die 
Prüfungsergebnisse dem Auszubildenden schon vor der vertraglich vereinbarten 

Ausbildungszeit und auch vor Zeugnisausgabe bekannt gegeben werden. Ein Problem in der 

Praxis ist, dass der ausbildende Betrieb regelmäßig keine Kenntnis darüber hat, ob dem 
Auszubildenden das Ergebnis der Abschlussprüfung bzw. einer Ergänzungsprüfung bereits 

nach der letzten Prüfungsleistung mitgeteilt worden ist. Denn gemäß § 37 Abs. 2 Satz 3 BBiG 
hat der ausbildende Betrieb lediglich einen Anspruch auf Übermittlung der Ergebnisse der 

Abschlussprüfung. Obwohl der ausbildende Betrieb regelmäßig Kenntnis vom 

Prüfungstermin hat, weiß er dann aber immer noch nicht, ob dem Auszubildenden das 
Prüfungsergebnis in dem Termin auch bekannt gegeben worden ist. Trotzdem muss der 

Ausbildungsbetrieb in diesem Fall regelmäßig von der Beendigung des 
Berufsausbildungsverhältnisses ausgehen, da er den Auszubildenden nach dem Bestehen der 

Abschlussprüfung fragen kann, bevor er ihn weiterbeschäftigt. Weist dieser Betrieb dem 

Auszubildenden ohne jede Nachfrage gleichwohl Tätigkeiten zu, dann muss er sich so 
behandeln lassen, als hätte er Kenntnis von der Beendigung des 

Berufsausbildungsverhältnisses gehabt. 
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Wichtig ist an dieser Stelle sicherlich auch die Frage, bei wem im Ausbildungsbetrieb die 

Kenntnis von der bestehenden Prüfung vorhanden sein muss. Das BAG hat in der obigen 
Entscheidung abschließend geurteilt, dass sowohl die Kenntnis vom Ergebnis der 

Abschlussprüfung  als auch von der Weiterbeschäftigung des Auszubildenden regelmäßig bei 
einer zum Abschluss von Arbeitsverträgen berechtigten Person vorliegen muss. Neben dem 

Ausbildenden selbst bzw. den Mitgliedern der Organe von juristischen Personen gehören zu 

diesen „einstellungsberechtigten Personen“ aber auch diejenigen Mitarbeiter, denen der 
auszubildende Betrieb das Recht zum Abschluss von Arbeitsverträgen übertragen hat. 

Dagegen ist die Kenntnis anderer Personen grundsätzlich unbeachtlich.       

2.3.3 Folgen der Übernahme sowie Möglichkeiten zur Verhinderung der 
Übernahme 

Nach dem Gesetzeswortlaut entsteht ein Arbeitsverhältnis mit dem ehemaligen 
Auszubildenden nur dann, wenn bei der Weiterbeschäftigung nicht ausdrücklich etwas 

anderes vereinbart wurde. So eine Vereinbarung zwischen den beiden 
Arbeitsvertragsparteien kann sich aber auch auf eine Feststellung beschränken, dass der 

Auszubildende nicht weiterbeschäftigt werden soll. Aber auch der Abschluss eines 

Arbeitsvertrages zu bestimmten anderen Bedingungen ist eine andere Vereinbarung im 
Sinne des § 24 BBiG. Eine solch andere Vereinbarung ist daher auch der Abschluss eines 

befristeten Arbeitsverhältnisses. 

Hat ein Auszubildender nach der Bekanntgabe seiner bestandenen Prüfung bei ausbildenden 

Arbeitgeber weitergearbeitet (wurde er also weiterbeschäftigt), dann steht dem Arbeitgeber 
nach allgemeiner Auffassung ein einseitiges Widerspruchsrecht zu, mit dem das Entstehen 

eines Arbeitsverhältnisses verhindert werden kann. Hier gilt als Argument, dass keine 

„Beschäftigung“ mehr vorliegt, wenn der ehemalige ausbildende Betrieb ausdrücklich und 
unverzüglich die weitere Tätigkeit des ehemaligen Auszubildenden ablehnt. Insoweit muss 

der Widerspruch inhaltlich eindeutig sein und zeitlich unverzüglich (also ohne schuldhaftes 
Zögern; § 121 BGB) erklärt werden. Spätestens muss daher der Widerspruch erfolgen, wenn 

dem Ausbildenden das Ende des Arbeitsverhältnisses und die Weiterarbeit bekannt sind. 

Fraglich ist auch hier, ob ein Kennenmüssen von der bestandenen Prüfung des 
Auszubildenden ausreicht oder ob es auf ein aktives Wissen ankommt. Da der ausbildende 

Betrieb aber gemäß § 37 Abs. 2 Satz 2 BBiG einen Anspruch auf Übermittlung des 
Prüfungsergebnisses hat, wird man unter Heranziehung des obigen BAG-Urteils aus dem Jahr 

2018 ein Kennenmüssen des Ausbildungsbetriebes ausreichen lassen müssen.  
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T I P P  
 

Es sollte bei Zweifeln, ob ein Auszubildender nach der Abschlussprüfung weiterbeschäftigt 

werden soll, darüber nachgedacht werden, in dem Zeitraum ab 3 Monaten vor der 
Abschlussprüfung eine schriftliche Mitteilung zukommen zu lassen, dass er im Anschluss an 

die Berufsausbildung nicht übernommen wird. Da auch ein einseitiger Widerspruch des 
Arbeitgebers nach der bestandenen Abschlussprüfung für das Nichtentstehen der 

ungewollten Übernahme ausreicht, sollte auch schon eine einseitige schriftliche Mitteilung 

vor der Abschlussprüfung ausreichen, um kein Arbeitsverhältnis nach § 24 BBiG entstehen 
zu lassen. 

Arbeitet der Auszubildende im Anschluss an die Berufsausbildung mit Wissen und Wollen 
des Ausbildenden im Betriebe weiter, und übt der ausbildende Betrieb kein 

Widerspruchsrecht aus, so entsteht ein unbefristetes Vollarbeitsverhältnis zu den 
branchenüblichen bzw. tarifvertraglich vorgesehenen Bedingungen.  

 

Arbeitet der Auszubildende im Anschluss an die Berufsausbildung mit Wissen und Wollen 
des Ausbildenden im Betriebe weiter, und übt der ausbildende Betrieb kein 

Widerspruchsrecht aus, so entsteht ein unbefristetes Vollarbeitsverhältnis zu den 

branchenüblichen bzw. tarifvertraglich vorgesehenen Bedingungen.  

2.3.4 Wie erfährt der ausbildende Betrieb von der Bekanntgabe der 
Prüfungsergebnisse 

Die dargestellten Probleme mit einer etwaigen ungewollten Übernahme eines 
Auszubildenden durch Weiterbeschäftigung nach einer bestandenen Abschlussprüfung 

zeigen das allgemeine Problem auf, wie ausbildende Betriebe von der Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses an den Auszubildenden Kenntnis erlangen kann. Denn gerade daran 

knüpft das Ende des Ausbildungsverhältnisses und anschließend die Gefahr der Übernahme 
des Auszubildenden bei der Weiterbeschäftigung an.  

Diesbezüglich ist festzustellen, dass dem ausbildenden Betrieb die Ergebnisse der 

Gesellenprüfung auf dessen Verlangen hin übermittelt werden (vgl. § 31 Abs. 2 HWO; § 26 
Abs. 2 GPO). Dementsprechend formuliert auch § 26 Abs. 2 GPO, dass dem Auszubildenden 

unmittelbar nach ihrer Feststellung des Gesamtergebnisses der Prüfung mitgeteilt werden 
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soll, ob die Prüfung „bestanden“ oder „nicht bestanden“ ist. Können die Prüfungsergebnisse 

noch nicht am Tag der letzten Prüfungsleistung getroffen werden, so sollen diese zumindest 
unverzüglich nach Feststellung dem Prüfling mitgeteilt werden.  

Soweit dem ZDK bekannt ist, gibt es aber bei den Handwerkskammern (und ggf. den 
Innungen) keine einheitliche Handhabung der Bekanntgabe der Abschlussergebnisse. So gibt 

es z.T. Handwerkskammern, die durchaus unternehmerfreundlich dem ausbildenden Betrieb 

die Termine für die Abschlussprüfung per Brief zukommen lassen - zusammen mit einer 
Abschrift zur Weiterleitung an den Auszubildenden. In solchen Fällen wissen beide Parteien 

genau Bescheid über die Prüfungstermine, können sich auch im Hinblick auf § 24 BBiG auf 
diese Termine einstellen und der ausbildende Betrieb weiß Bescheid, wann er den 

Auszubildenden nach dem möglichen Bestehen der Prüfung fragen muss. Vor dem 
Hintergrund der unterschiedlichen Handhabung des Prüfungsverfahrens ist den Betrieben 

aber unbedingt zu empfehlen, bei der für sie zuständigen Handwerkskammer oder ggf. 

Innung nachzufragen, wie die Prüfungstermine und im weiterem die Prüfungsergebnisse 
mitgeteilt werden. Auch ist festzustellen, dass der Betrieb nicht einfach abwarten kann, bis 

der Auszubildende ihm die Prüfungsergebnisse mitteilt. Vielmehr gibt es auch um Hinblick 
auf § 24 BBiG eine gewisse Pflicht des ausbildenden Betriebes, sich von der zuständigen 

Handwerkskammer bzw. Innung die Ergebnisse der Abschlussprüfung übermitteln zu lassen. 

 



 

 

 


